
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ö F F E N T L I C H E  B E K A N N T M A C H U N G  
 
Inkrafttreten des Bebauungsplanes SI 245/1. Änderun g "  Verlängerung der Karl-Ferdinand-Braun-
Straße " im Stadtteil Sindorf  
 
Der Rat der Stadt Kerpen hat in seiner Sitzung am 08.04.2008 den Bebauungsplan SI 245/1. Änderung 
„Verlängerung der Karl-Ferdinand-Braun-Straße“, Stadtteil Sindorf gem. § 10 (1) BauGB als Satzung be-
schlossen.  
 
Der Planbereich des Bebauungsplanes SI 245/1. Änderung befindet sich im Gewerbe-/Industriegebiet 
„Geilrather Feld“. Das Plangebiet endet an der Stadtgrenze von Kerpen Die Karl-Ferdinand-Braun-Straße 
soll auf dem Elsdorfer Stadtgebiet verlängert und an die K 16 angebunden werden. 
Die Lage des Plangebietes ist dem Übersichtsplan, die genaue Abgrenzung dem Bebauungsplan SI 
245/1. Änderung „Verlängerung der Karl-Ferdinand-Braun-Straße“ im Maßstab 1: 500 zu entnehmen. 
 
Die Planung für den Bebauungsplan SI 245/1. Änderung steht im Zusammenhang mit dem geplanten 
Ausbau und der Verlegung der Autobahn A4 zwischen den Anschlussstellen Düren und Kerpen (Tagebau 
Hambach). Durch die geplante Neuordnung und Ergänzung des Straßennetzes im unmittelbaren Umfeld 
der geplanten Anschlussstelle Elsdorf wird es erforderlich, die Karl-Ferdinand-Braun-Straße, die heute als 
Sackgasse das Gewerbe-/Industriegebiet Geilrather Feld erschließt, um ca. 430 m nach Westen zu ver-
längern und auf Elsdorfer Gemeindegebiet an die K16 (Heppendorf - Geilrath) anzuschließen. 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Der Satzungsbeschluss des Rates der Stadt Kerpen sowie die aufgrund des BauGB erforderlichen Hin-
weise werden hiermit gem. § 10 (3) BauGB in der derzeit gültigen Fassung öffentlich bekannt gemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan SI 245/1. Änderung  „Verlängerung der Karl-
Ferdinand-Braun-Straße“ in Kraft. Die Bekanntmachung tritt an die Stelle der sonst für Satzungen vorge-
schriebenen Veröffentlichung. 
 
Der Bebauungsplan SI 245/1. Änderung „Verlängerung der Karl-Ferdinand-Braun-Straße“ und seine Be-
gründung sowie die zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 (4) BauGB liegen im Rathaus der Stadt 
Kerpen, Jahnplatz 1, Abteilung 16.1 "Stadtplanung", Zimmer 226, während der Öffnungszeiten (Mo – Mi 
von 8.00 – 12.15 Uhr und 13.30 – 16.00 Uhr, Do von 08.00 – 12.00 Uhr und 13.30 – 18.30 Uhr und Fr von 
08.00 – 12.00 Uhr) zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Über den Inhalt des Bebauungsplanes und der 
Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben.  
 
 
Hinweise nach § 215 Abs. 2 BauGB über die Vorausset zungen für die Geltendmachung der Verlet-
zung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen:  
 
1. Eine Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 des BauGB bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach 
§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges sind nach § 215 Abs. 1 
BauGB dann unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Kerpen unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden sind. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB in der derzeit gültigen 

Fassung über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in 
eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen der Entschä-
digungsansprüchen wird hingewiesen. 
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3. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit gültigen 

Fassung kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Sat-
zungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jah-
res seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wur-

de nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
 
Kerpen, den 13.03.2009 Marlies Sieburg, Bürgermeisterin 


